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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales

1. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um die aus der Ukraine gekommenen Menschen 
schnellstmöglich in Arbeit zu bringen, und wel-
che Zielsetzung diesbezüglich verfolgt die Bun-
desregierung?

2. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Was sind nach Ansicht des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales die drei ausschlaggebendsten 
Gründe für den aktuell in Deutschland vor-
herrschenden Fachkräftemangel, und welche kon-
kreten Maßnahmen gedenkt der Bundesminister, 
hiergegen in die Wege zu leiten?

3. Abgeordneter
Stephan Stracke
(CDU/CSU)

Wie will die Bundesregierung die Abwanderung 
von Fachkräften verhindern?

4. Abgeordneter
Stephan Stracke
(CDU/CSU)

Wie viel Prozent der Menschen, die einen Antrag 
auf Asyl gestellt haben, sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung drei Jahre nach der Antragstel-
lung immer noch auf den Bezug von Sozialleis-
tungen zum Lebensunterhalt angewiesen (bitte 
differenziert nach dem Geschlecht und den größ-
ten fünf Herkunftsländern aufschlüsseln)?

5. Abgeordneter
Dr. Michael 
Kaufmann
(AfD)

Wie viele Personen aus dem Kreis der seit 2015 
bis heute nach Deutschland Zugewanderten (ohne 
Flüchtlinge aus der Ukraine) befinden sich nach 
Kenntnis der Bundesregierung derzeit in einem 
Arbeitsverhältnis, für das regelmäßig eine qualifi-
zierte Berufsausbildung vorausgesetzt wird, und 
wie viele Personen aus diesem Kreis befinden 
sich derzeit in einem Arbeitsverhältnis, für das re-
gelmäßig ein abgeschlossenes Studium vorausge-
setzt wird?

6. Abgeordneter
Marc Biadacz
(CDU/CSU)

Welche konkreten und pragmatischen Vorhaben 
plant die Bundesregierung, um die Fachkräfte-
gewinnung aus Drittstaaten zu beschleunigen, und 
mit welchen zusätzlichen personellen und finan-
ziellen Ressourcen ist das verbunden?
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7. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Wird der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
konkrete Maßnahmen, wenn ja, welche, bis zum 
Ende der 20. Wahlperiode forcieren, um vor dem 
Hintergrund des derzeit abermals diskutierten 
Problems des Fachkräftemangels, einer weiteren 
aus meiner Sicht überhandnehmenden Abwande-
rung von Fachkräften aus Deutschland entgegen-
zuwirken (vgl. www.mdr.de/nachrichten/deutschl
and/wirtschaft/arbeitsmarkt-fachkraefte-abwander
ung-100.html und www.merkur.de/wirtschaft/arb
eitsmarkt-rente-deutschland-heil-fachkraeftemang
el-uc-60-rente-alter-umfrage-fruehrente-spd-9198
2674.html, jeweils zuletzt abgerufen am 21. De-
zember 2022)?

8. Abgeordnete
Jana Schimke
(CDU/CSU)

Inwiefern beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Ressourcen der Zeitarbeitsunternehmen bei der 
Fachkräfteeinwanderung zu nutzen, oder plant die 
Bundesregierung weiterhin Fachkräften den Zu-
gang zum deutschen Arbeitsmarkt gemäß § 40 
Absatz 1 Nummer 2 des Aufenthaltsgesetzes, der 
Fachkräften aus einem Drittstaat einen Aufent-
haltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung ver-
wehrt, sofern diese einen Arbeitsvertrag mit ei-
nem Zeitarbeitsunternehmen vorlegen, vorzuent-
halten?

9. Abgeordneter
Peter Aumer
(CDU/CSU)

Inwiefern gibt es Einbußen im Haushalt der Bun-
desagentur für Arbeit durch die Kürzungen im 
Eingliederungstitel (bitte die konkreten Stellen 
angeben), und wie wirken sich diese Kürzungen 
konkret auf die Vermittlung in Arbeit aus, insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass die Anzahl der 
zu betreuenden Bedarfsgemeinschaften durch die 
geflüchteten Ukrainer stark angestiegen ist?

10. Abgeordneter
Dr. Stefan Nacke
(CDU/CSU)

In welcher Weise fühlt sich die Bundesregierung 
angesichts der demographischen Entwicklung und 
des zunehmenden Reformdrucks auf das gesetzli-
che Rentensystem an die gemeinsam von Politik, 
Sozialpartnern und Wissenschaft ausgehandelten 
Empfehlungen der Rentenkommission Verlässli-
cher Generationenvertrag unter Führung von Karl 
Schiewerling und Gabriele Lösekrug-Möller ver-
pflichtet bzw. gebunden, und wann wird die Bun-
desregierung auf die Opposition mit einem Ge-
sprächsangebot zugehen, um einen überparteili-
chen Rentenkonsens für eine substanzielle Ren-
tenreform für die nächsten Jahrzehnte – wie 
damals Ende der 1980er Jahre – herbeizuführen?
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11. Abgeordneter
Maximilian 
Mörseburg
(CDU/CSU)

Welche konkreten Änderungen im Recht der ge-
setzlichen Rentenversicherung plant die Bundes-
regierung, um das von Bundeskanzler Olaf Scholz 
benannte Ziel eines längeren Verbleibs älterer Ar-
beitnehmer im Erwerbsleben zu erreichen?

12. Abgeordneter
Max Straubinger
(CDU/CSU)

Welche konkreten Schritte plant die Bundesregie-
rung zur Weiterentwicklung der privaten und be-
trieblichen Altersvorsorge, und wann ist mit ei-
nem entsprechenden Gesetzentwurf zu rechnen?

13. Abgeordnete
Dr. Ottilie Klein
(CDU/CSU)

Was hat die Bundesregierung konkret seit dem 
18. November 2022 unternommen, um die Bun-
desländer zum Beitritt der Stiftung zur Abmilde-
rung von Härtefällen in der Ost-West-Rentenüber-
leitung für Spätaussiedler und jüdische Zuwande-
rer zu bewegen und betroffene Personen über die 
Möglichkeit, Leistungen aus dem Fonds zu erhal-
ten, zu informieren?

14. Abgeordnete
Dr. Ottilie Klein
(CDU/CSU)

Warum wurde im Koalitionsvertrag zwischen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP die 
Altersarmut nicht erwähnt, und warum wurden 
die 20 Millionen Rentnerinnen und Rentner zu-
nächst bei den Entlastungspaketen nicht berück-
sichtigt (Antwort bitte begründen)?

15. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Wie viele Bundesbürger leben nach Eintritt in die 
Regelaltersrente unterhalb der Armutsgrenze, und 
wie viele Rentner sind prozentual von Armut be-
troffen (www.dw.com/de/altersarmut-in-deutschla
nd-steigt/a-53318061)?

16. Abgeordneter
Wilfried Oellers
(CDU/CSU)

Wie will die Bundesregierung die Vorgaben des 
Bundesarbeitsgerichtes und des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) zur Arbeitszeiterfassung ge-
setzgeberisch so umsetzen, dass insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen nicht mit zusätz-
licher Bürokratie belastet werden und Vertrauens-
arbeitszeiten möglich bleiben?

17. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung aus der Einschätzung mehrerer Verbände, 
dass die realen Stromkosten trotz Strompreis-
bremse ca. 25 Prozent über der im Bürgergeld-
Regelsatz dafür vorgesehenen Pauschale liegen 
(www.n-tv.de/politik/Buergergeld-reicht-nicht-fu
er-Stromkosten-article23822995.html), und plant 
sie eine dahingehende Anpassung?
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18. Abgeordnete
Mareike Lotte 
Wulf
(CDU/CSU)

Inwiefern trägt die Bundesregierung bei der Aus-
arbeitung des Gesetzentwurfs zur Einführung ei-
ner Bildungs(teil)zeit dafür Sorge, dass negative 
Erfahrungen anderer Länder mit ähnlichen Regel-
ungen (z. B. Österreich) vermieden werden, und 
wie plant die Bundesregierung, die Zielorientie-
rung von Qualifizierungsmaßnahmen sicherzu-
stellen und damit den Wirtschaftsstandort 
Deutschland zu stärken?

19. Abgeordnete
Mareike Lotte 
Wulf
(CDU/CSU)

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass auch 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) eine 
Freistellung ihrer Mitarbeiter in Voll- bzw. Teil-
zeit im Rahmen einer Bildungs(teil)zeit – u. a. be-
züglich der Überbrückung der ausfallenden Ar-
beitsleistung – realisieren können, und wie bewer-
tet die Bundesregierung das Risiko für KMU, 
dass Fachkräfte nach Abschluss einer Maßnahme 
nicht in den Betrieb zurückkehren?

20. Abgeordneter
Dr. Markus Reichel
(CDU/CSU)

Wie können im Rahmen der geplanten Nationalen 
Online-Weiterbildungsplattform auf den Nutzer 
zugeschnittene Weiterbildungsangebote empfoh-
len werden, ohne das staatliche Neutralitätsgebot 
zu verletzen?

21. Abgeordneter
Dr. Markus Reichel
(CDU/CSU)

Soll die geplante Stärkung von Tarifbindungen 
durch Zwänge zur Tarifbindung oder durch die 
Erleichterung von Allgemeinverbindlicherklärun-
gen oder durch andere Methoden erreicht werden?

22. Abgeordnete
Susanne Ferschl
(DIE LINKE.)

Wie bewertet die Bundesregierung die Tariföff-
nungsklauseln im Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz mit Blick auf das EuGH-Urteil zur Leihar-
beit (Aktenzeichen C-311/21) und hinsichtlich der 
Tatsache, dass diese offensichtlich dazu geführt 
haben, dass Tarifverträge vereinbart wurden, die 
entgegen der EU-Vorgaben nicht mit der Achtung 
des Gesamtschutzes von Leiharbeitskräften ver-
einbar sind, und plant die Bundesregierung infol-
ge des Urteils und der Gesetzesevaluierung, wel-
che die Wirkung der Einführung einer Überlas-
sungshöchstdauer sowie die Neuregelungen zum 
Equal Pay kritisch sieht, gesetzliche Änderungen 
(bitte erläutern)?
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23. Abgeordnete
Susanne Ferschl
(DIE LINKE.)

Hat die Bundesregierung die Rechtsfrage geprüft, 
welche Möglichkeiten für Betroffene sowie ande-
re Akteure (z. B. Gewerkschaften, Gerichte, Bun-
desagentur für Arbeit sowie weitere, direkt und 
indirekt an der Überlassung von Arbeitnehmern 
beteiligte Akteure und Institutionen) angesichts 
der bestehenden und nach dem Urteil des EuGH 
nicht mit Unionsrecht zu vereinbarenden Tarifver-
träge der Leiharbeitsbranche zur Rechtsdurchset-
zung bestehen, und wenn ja, mit welchem Ergeb-
nis, wenn nein, warum nicht, und inwiefern be-
steht auch für die Sozialversicherungen nach An-
sicht der Bundesregierung Handlungsbedarf, da 
die europarechtswidrig zu niedrigen Leiharbeit-
sentgelte mit der Abführung zu niedriger Sozial-
versicherungsbeiträge einhergingen bzw. einher-
gehen (bitte erläutern)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Verteidigung

24. Abgeordnete
Martina Renner
(DIE LINKE.)

Waren Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsge-
heimnisträger von Maßnahmen des Bundeswehr-
projekts „Propaganda Awareness“ direkt oder in-
direkt betroffen, und wenn ja, wie viele?

25. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

Was unterscheidet nach Einschätzung der Bundes-
regierung legitime und legale „Kritik an der Trup-
pe“ und Kritik an der Politik der Bundesregie-
rung, beispielsweise im Zusammenhang mit Heiz-
kosten, von Angriffen auf das „Narrativ der Bun-
deswehr“ und feindlicher Propaganda, die 
Gegenstand des Projekts „Propaganda Aware-
ness“ des Zentrums für Operative Kommunikati-
on der Bundeswehr ist, und welche Indikatoren 
fließen in das „Scoring“ des Projekts „Propaganda 
Awareness“ ein?

26. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Wie viele Arbeitsstunden wurden von Angehöri-
gen des Bundesministeriums der Verteidigung 
(BMVg) bisher insgesamt aufgebracht, um den 
Ergebnisbericht der „Kritischen Bestandsaufnah-
me für eine Bundeswehr der Zukunft“ zu erstel-
len, und hat das BMVg dafür auf Unterstützung 
außerhalb des Bundesministeriums zurückgegrif-
fen, falls ja, wird um Auflistung, welche anderen 
Stellen bei der Erstellung mitgewirkt haben, gebe-
ten?
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27. Abgeordneter
Ingo Gädechens
(CDU/CSU)

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
nach mir vorliegenden Informationen die signifi-
kante Senkung von Ausgaben für die wehrtechni-
sche Forschung und Technologie von über 
564 Mio. Euro im Jahr 2021 auf nur noch knapp 
200 Mio. Euro ab dem Jahr 2024 – also einer Re-
duzierung von fast zwei Drittel – vorgeschlagen, 
und sieht die Bundesregierung trotz diesem stark 
verringerten Mittelansatz die Voraussetzungen ge-
geben, auch zukünftig Spitzenforschung für die 
Bundeswehr gewährleisten und umsetzen zu kön-
nen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit

28. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

In welcher Höhe haben nach Kenntnis der Bun-
desregierung insgesamt in den Jahren 2016 bis 
2022 die Bundesländer gesetzlichen Krankenkas-
sen Kosten erstattet, die ihnen durch Schwanger-
schaftsabbrüche entstanden waren (bitte für die 
Jahre 2016 und 2022 nach Bundesländern auf-
schlüsseln)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Digitales und Verkehr

29. Abgeordneter
Lars Rohwer
(CDU/CSU)

Wie lauten die Untersuchungsergebnisse des Bun-
desministeriums für Digitales und Verkehr bezüg-
lich des geplanten Ausbaus der Autobahn 4 von 
Dresden nach Görlitz, auf deren Grundlage der 
Ausbau nicht weiter verfolgt werden soll (www.d
nn.de/lokales/dresden/ausbau-der-a4-zwischen-dr
esden-und-goerlitz-bund-sieht-keinen-bedarf-HJP
3WAVWA6426RTKHN7M2BTREM.html), und 
in welchem Zeitraum wurde die Untersuchung 
des Verkehrsaufkommens durchgeführt?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung

30. Abgeordnete
Canan Bayram
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welchem Weg wird die von der Bundesregie-
rung angekündigte Energiepreispauschale für Stu-
dierende in Höhe von 200 Euro ausgeschüttet, 
und wann wird dies voraussichtlich erfolgen 
(www.morgenpost.de/politik/article237329895/en
ergiepreispauschale-studenten-auszahlung-wann-a
ntrag.html)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Klimaschutz

31. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, woher 
das Öl für die PCK Raffinerie GmbH Schwedt 
und für die Raffinerie in Leuna ab dem 1. Januar 
2023 kommt (bitte nach Herkunftsländern, Kosten 
und Menge aufschlüsseln, www.heise.de/tp/featur
es/PCK-Raffinerie-Schwedt-Polen-pocht-offenba
r-auf-Enteignung-von-Rosneft-7393662.html)?

32. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Wie viele Emissionen verursachen die Anlagen, 
die nicht vom Anhang I zum Treibhausgas-Emis-
sionshandelsgesetz (TEHG; www.gesetze-im-inte
rnet.de/tehg_2011/anhang_1.html) erfasst wur-
den, im Vergleich zu den Anlagen, die vom An-
hang I zum TEHG erfasst werden?

33. Abgeordneter
Thomas 
Röwekamp
(CDU/CSU)

Wie viele der seit Oktober 2021 eingereichten 
Anträge auf Genehmigung von Handels- und Ver-
mittlungsgeschäften (Teil I A – Rüstungsgüter; 
endgültige Ausfuhren) sind aktuell noch unbe-
scheiden, und seit wann steht die Bescheidung je-
weils aus (bitte die 27 ausstehenden Bescheidun-
gen chronologisch aufsteigend nach Datum der 
Antragstellung auflisten)?

34. Abgeordneter
Thomas 
Röwekamp
(CDU/CSU)

Wie lange dauerte jeweils die Bearbeitung be-
schiedener Anträge auf Genehmigung von Han-
dels- und Vermittlungsgeschäften (Teil I A – Rüs-
tungsgüter; endgültige Ausfuhren) inklusive An-
trägen auf Nullbescheide und Ausfuhranträge in 
„nicht-kritische Staaten“ seit Oktober 2021 (bitte 
die Bescheidungen mit den längsten Bearbei-
tungszeiten chronologisch auflisten)?
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35. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Hält die Bundesregierung angesichts der militäri-
schen Provokationen bzw. Drohungen der Türkei 
im Mittelmeer gegenüber Griechenland und Zy-
pern, bei denen U-Boote eingesetzt werden könn-
ten (www.spiegel.de/politik/deutschland/gruene-
wollen-u-boot-lieferungen-an-tuerkei-stoppen-a-0
0000000-0002-0001-0000-000173743559), an der 
Lieferung von Komponenten für U-Boote der 
Klasse 214 des Herstellers ThyssenKupp Marine 
Systems GmbH (TKMS) an die Türkei fest vor 
dem Hintergrund, dass das erste U-Boot der Reis-
Klasse im Dezember 2022 seine Probefahrt in der 
Türkei begonnen hat (https://gagadget.com/de/19
8008-die-turkei-beginnt-mit-der-probefahrt-des-er
sten-u-boots-der-reis-klasse-das-schwimmen-kan
n-ohne-aufzutauchen/), und teilt die Bundesregie-
rung meine Auffassung, dass nach der 2009 erteil-
ten Herstellungsgenehmigung für sechs U-Boote 
der Klasse 214, in Form von Materialpaketen für 
die Türkei (Bundestagsdrucksache 19/2099, Ant-
wort zu Fragen 4 und 5), weder die für einen Ex-
port erforderliche Beförderungsgenehmigung zur 
Ausfuhr gemäß § 3 Absatz 3 in Verbindung mit 
den Absätzen 1 und 2 des Gesetzes über die Kon-
trolle von Kriegswaffen noch die Ausfuhrgeneh-
migung nach dem Außenwirtschaftsgesetz präju-
diziert ist, wobei eine Nichterteilung einer sol-
chen Genehmigung (im Sinne eines Unterlassens) 
keinen Widerruf darstellen würde (Bundestags-
drucksache 20/4465, Frage 26 f.)?

36. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Trifft es zu, dass für die Lieferung von Leopard-
Kampfpanzern durch andere Staaten wie Polen an 
die Ukraine eine Exportgenehmigung durch die 
Bundesregierung (Bundessicherheitsrat und sein 
Vorsitzender Bundeskanzler Olaf Scholz) notwen-
dige Voraussetzung ist (www.rnd.de/politik/pole
n-will-ukraine-leopard-panzer-liefern-warum-sitz
t-olaf-scholz-in-der-falle-UZ4GM24SFVGRLMO
PDB46URCF34.html), und sind der Bundesregie-
rung nach wie vor bis zum aktuellen Stichtag kei-
ne entsprechenden Vorgänge (Anträge, Genehmi-
gungen) bezüglich ihrer Partner bekannt, die Leo-
pard-Kampfpanzer an die Ukraine liefern wollen 
(Reuters vom 11. Januar 2023)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der
Finanzen

37. Abgeordneter
Tobias Matthias 
Peterka
(AfD)

Sieht der Bundesminister für Arbeit und Soziales, 
im Lichte der aktuellen Reformen im Bereich des 
Arbeits- und Sozialrechts hinsichtlich der Erhö-
hung des Kindergeldes, weiteren gesetzgeberi-
schen Handlungsbedarf, um das aus meiner Sicht 
akute Problem des massenhaften Abfließens von 
Kindergeld in das EU-Ausland zu unterbinden, et-
wa in Form des Angleichens von Kindergeld an 
die Lebenshaltungskosten vor Ort (vgl. www.berli
ner-zeitung.de/news/buergergeld-kindergeld-kass
enbeitraege-das-aendert-sich-2023-li.299901 und 
https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2022/e
u-auslaender-kindergeld/, jeweils zuletzt abgeru-
fen am 21. Dezember 2022)?

38. Abgeordneter
Axel Knoerig
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, in 
welchem Umfang Arbeitgeber die Geringverdie-
nerförderung nutzen, die im Jahr 2018 mit dem 
Betriebsrentenstärkungsgesetz eingeführt wurde 
(bitte aufschlüsseln nach den Jahren 2018 bis 
2022 und der Anzahl der Arbeitgeber)?

39. Abgeordneter
Axel Knoerig
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Anhebung 
des Geringverdienerförderbetrages, der im Jahr 
(n. a.) 2018 bei Inkrafttreten des Gesetzes 240 Eu-
ro jährlich betrug und ab 2020 auf 288 Euro pro 
Jahr angehoben wurde, wenn ja, wann, und wenn 
nein, warum nicht?

40. Abgeordneter
Christian Görke
(DIE LINKE.)

Besteht in der Bundesregierung weiterhin das im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP verankerte Vorhaben, 
Kommunen und kommunale Wohnungsgesell-
schaften von ihren Altschulden in einer „gemein-
samen, einmaligen Kraftanstrengung des Bundes 
und der Länder“ zu entlasten, und wenn ja, wie 
bzw. wann beabsichtigt die Bundesregierung, die-
ses Vorhaben in der Legislatur umzusetzen (vgl. 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP sowie www.derneuek
aemmerer.de/haushalt/altschulden/altschulden-fin
anzminister-lindner-will-kommunen-entlasten-21
728/)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des
Innern und für Heimat

41. Abgeordneter
Christian Görke
(DIE LINKE.)

Plant die Bundesregierung auch weiterhin, trotz 
der Kritik aus der Zivilgesellschaft und der in 
Potsdam übergebenen Petition mit mehr als 
15.000 Unterschriften, die Mitnutzung des ge-
planten Ein- und Ausreisezentrums am Flughafen 
Berlin-Brandenburg (www.rbb24.de/politik/beitra
g/2022/11/petition-gegen-abschiebezentrum-flugh
afen-ber-berlin-brandenburg.html)?

42. Abgeordneter
Dr. Michael 
Kaufmann
(AfD)

Wie viele Personen aus dem Kreis der seit 2015 
nach Deutschland Zugewanderten (ohne Flücht-
linge aus der Ukraine) konnten nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit ihrer Einreise eine in ihrem 
Heimatland abgeschlossene Berufsausbildung und 
wie viele ein abgeschlossenes Studium nachwei-
sen?

43. Abgeordnete
Clara Bünger
(DIE LINKE.)

Welche Informationen über türkische Staatsange-
hörige verlangen türkische Behörden nach Kennt-
nis fachkundiger Bundesbediensteter bei Abschie-
bungen in die Türkei von der Bundespolizei bzw. 
den verantwortlichen Ausländerbehörden regel-
mäßig bzw. in besonderen Fällen (bitte genau auf-
listen) vor dem Hintergrund, dass in der Tageszei-
tung „DIE WELT“ vom 3. Januar 2023 („Asylzu-
wanderung von Türken fast verdreifacht“) mit Be-
zug auf Aussagen eines Beamten berichtet wurde, 
dass die Türkei als Bedingung für die Ausstellung 
erforderlicher Reisepapiere oftmals umfangreiche 
Informationen über abzuschiebende Staatsbürger 
verlange, darunter den vollständigen Bescheid des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge und 
gegebenenfalls ein entsprechendes Gerichtsurteil, 
und welche Informationen stellen die Bundespoli-
zei bzw. nach Kenntnis der Bundesregierung die 
verantwortlichen Ausländerbehörden der Türkei 
bei Abschiebungen regelmäßig bzw. in besonde-
ren Fällen zur Verfügung (bitte genau auflisten 
und entsprechende Rechtsgrundlagen nennen)?

44. Abgeordnete
Clara Bünger
(DIE LINKE.)

Welche internen Regeln und Weisungen gibt es 
diesbezüglich (vgl. Frage 43; bitte genau mit Da-
tum und Inhalt bezeichnen), insbesondere ange-
sichts der hochsensiblen Informationen, die in 
solchen Bescheiden enthalten sein können, und 
welche weiteren Staaten, außer der Türkei, ver-
langen nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Zusammenhang mit der Ausstellung von für Ab-
schiebungen erforderlichen Reisepapieren die He-
rausgabe von Asylbescheiden und/oder Gerichts-
urteilen bzw. entsprechenden Informationen?
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45. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Hält die Bundesregierung das Gesetz über die Zu-
ständigkeit auf dem Gebiet des Rechts des öffent-
lichen Dienstes noch für nötig, und wenn ja, wa-
rum kann es nicht aufgehoben werden?

46. Abgeordneter
Wilfried Oellers
(CDU/CSU)

In welcher Weise setzt die Bundesregierung in ih-
ren Behörden ihre spätestens seit dem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes aus dem Jahr 2019 
geltende Pflicht zur Arbeitszeiterfassung um, und 
inwieweit werden hierbei Unterschiede zwischen 
Beamten und Angestellten bezüglich der Höchst-
arbeitszeiten und der Ruhezeiten gemacht?

47. Abgeordneter
Dr. Rainer Kraft
(AfD)

Kann die Bundesregierung die Einhaltung der Da-
tenschutzgrundverordnung bei den Onlineauftrit-
ten ihrer Ämter und Ministerien in den sozialen 
Medien (Twitter, Facebook usw.) garantieren und 
sowohl Verarbeitungszwecke, weitere Empfänger, 
denen diese Daten zugänglich gemacht wurden, 
und die geplante Speicherdauer für jeden einzel-
nen Nutzer auf Verlangen offenlegen (www.hauf
e.de/compliance/recht-politik/dsgvo-auskunftspfli
cht-zur-speicherung-personenbezogener-daten_23
0132_541966.html)?

48. Abgeordneter
Andrej Hunko
(DIE LINKE.)

Wie viele Suchläufe haben die dazu bevollmäch-
tigten Behörden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung im gesamten Jahr 2022 mithilfe des Ge-
sichtserkennungssystems (GES) des Bundeskri-
minalamtes (BKA) vorgenommen (bitte wie in 
der Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 92 des Abgeordneten Alexander Ul-
rich auf Bundestagsdrucksache 20/1679 auf-
schlüsseln nach Zahlen des BKA, der Bundespoli-
zei und der Landeskriminalämter), und wie viele 
Personenidentifizierungen haben die Behörden 
dabei jeweils erzielt?

49. Abgeordnete
Nicole Höchst
(AfD)

Inwieweit hat es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den Jahren seit 2015 einen Anstieg von 
Gewalt gegen Lehrkräfte in Deutschland gegeben 
(vgl. etwa: Lehrerin erstochen – 17-jähriger Schü-
ler in U-Haft, dpa vom 12. März 2023)?
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50. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Wie viele Personen, die an einem Gedenkmarsch 
am 7. Januar 2023 in Paris teilnehmen wollten, 
um der Todesopfer eines Anschlags auf das Kur-
distan Informationszentrum (CIK – Centre d’In-
formation du Kurdistan) im Januar 2013 in der 
französischen Hauptstadt zu gedenken, wurden 
nach Erkenntnissen der Bundesregierung von der 
Bundespolizei oder durch Verfügungen der Lan-
despolizeibehörden an der Ausreise gehindert 
(vgl. https://anfdeutsch.com/kultur/bundespolizei-
verhindert-anreise-nach-paris-35774), und wie 
viele deutsche Staatsangehörige wurden dem 
Bundeskriminalamt im Rahmen seiner Zentral-
stellentätigkeit durch die Polizeibehörden der 
Länder seit dem Jahr 2017 gemeldet, die aufgrund 
von Ordnungsverfügungen an der Ausreise gehin-
dert wurden (bitte jeweils nach Jahren und Anzahl 
der Betroffenen aufschlüsseln)?

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

51. Abgeordnete
Gökay Akbulut
(DIE LINKE.)

Wie viele Anträge für Schengen-Visa wurden bei 
den deutschen Auslandsvertretungen in der Tür-
kei in den Jahren 2019 bis 2022 gestellt, und wie 
viele davon wurden abgelehnt (bitte aufschlüsseln 
nach Auslandsvertretungen und Jahren)?

52. Abgeordneter
Eugen Schmidt
(AfD)

Warum hat die Bundesregierung nach meiner 
Wahrnehmung nicht um die Teilnahme Deutsch-
lands an der 9144. Sitzung des UN-Sicherheitsra-
tes am 30. September 2022 über die Hintermänner 
des mutmaßlichen Angriffs auf die Nord Stream-
Pipelines am 26. September 2022 gebeten, da der-
artigen Anträgen nach meinem Eindruck fast im-
mer stattgegeben wird, denn Deutschland hätte 
ein dringendes Interesse vorweisen können, bzw. 
hat die Bundesregierung in der Folgezeit den Ver-
such unternommen oder erwogen, auf eine weite-
re Sitzung des Weltsicherheitsrates zu diesem 
Thema unter ihrer Beteiligung hinzuwirken?
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53. Abgeordnete
Martina Renner
(DIE LINKE.)

Welche Schritte hat die Bundesregierung seit den 
ersten Todesurteilen gegen inhaftierte Teilnehmer 
von Demonstrationen und den seit Anfang De-
zember 2022 erfolgten Exekutionen inklusive 
teils öffentlicher Zurschaustellung der Körper der 
Exekutierten in Iran im Einzelnen unternommen, 
um gegenüber Einrichtungen oder Vertretern der 
Islamischen Republik Iran in Deutschland auf die 
Einhaltung der Menschenrechte zu drängen und 
gegen die Vollstreckung der Todesurteile zu pro-
testieren, während gleichzeitig Deutschland wich-
tigster Handelspartner der Islamischen Republik 
Iran in Europa ist (https://de.euronews.com/kultu
r/2022/12/18/unterstutzung-konterrevolutionarer-
kreise-bekannte-iranische-schauspielerin-alidoost
i-verh; www.spiegel.de/wirtschaft/deutsche-iran-e
xporte-sind-2022-gestiegen-trotz-protesten-a-16e
86f45-6b57-4572-b312-848db778ded4)?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Justiz

54. Abgeordneter
Dr. Martin Plum
(CDU/CSU)

Misst die Bundesregierung dem Gesetz über die 
Nichtanwendung von Maßgaben des Einigungs-
vertrages im Zuständigkeitsbereich des Bundes-
ministeriums der Justiz (BMJ-Maßgabenbereini-
gungsgesetz, Bundesratsdrucksache 472/22) noch 
praktische Relevanz bei, und wenn nein, warum 
hat sie noch keinen Vorschlag zur Aufhebung die-
ses Gesetzes gemacht?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 15 – Drucksache 20/5182



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333


